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Bekanntmachung der Bezirksregierung Düsseldorf 

 

Änderungsverfahren nach § 76 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW in 

Verbindung mit § 20 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-

prüfung für die Errichtung und den Betrieb einer Rohrfernleitungsanlage zum 

Transport von gasförmigem Kohlenmonoxid von Köln-Worringen nach Krefeld-

Uerdingen im Gebiet der Städte Köln, Monheim am Rhein, Langenfeld, Solin-

gen, Hilden, Erkrath, Düsseldorf, Ratingen, Mülheim an der Ruhr, Duisburg und 

Krefeld 
 
 

Die Bayer Material Science AG (BMS), Kaiser-Wilhelm-Allee 1, 51368 Leverkusen, 

nachfolgend Antragstellerin, hat bei der Bezirksregierung Düsseldorf einen Antrag 

auf Änderung des Planfeststellungsbeschlusses für die Errichtung und den Betrieb 
einer Rohrfernleitungsanlage zum Transport von gasförmigem Kohlenmonoxid von 
Köln-Worringen nach Krefeld-Uerdingen vom 14.02.2007 gemäß § 76 Absatz 1 Ver-
waltungsverfahrensgesetz (VwVfG) gestellt. Der Antrag vom 11.04.2011 wurde mit 
aktualisierten Antragsunterlagen vom 21.06.2012 vervollständigt. Für die Durchfüh-
rung des Planänderungsverfahrens gelten gem. § 20 Abs. 1, § 21 und § 22 des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 72 Abs. 
1, 1. Halbsatz und § 1 Abs. 3 VwVfG die §§ 72 bis 78 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW). 
 
Die Trasse der Rohrfernleitungsanlage verläuft durch die Kommunen Köln, Monheim 
am Rhein, Langenfeld, Solingen, Hilden, Erkrath, Düsseldorf, Ratingen, Mülheim an 
der Ruhr, Duisburg und Krefeld. 
 
In diesem Planänderungsverfahren ist die Bezirksregierung Düsseldorf die zuständi-
ge Behörde (Nr. 7.8.1 des Anhangs II der Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz 
[ZustVU]) für die Anhörung und die Entscheidung über die Zulässigkeit des Ände-
rungsantrages. 
 

Die beantragten Planänderungen betreffen das Geo-Grid-System und das 

Kompensationsflächenkonzept auf der gesamten Trasse, die Übergabestatio-

nen auf den Werksgeländen in Dormagen und Uerdingen, sowie Rohrmaterial, 

Mantelrohre und die Lage der Rohrfernleitung an einzelnen Stellen. 

 
Nach mehreren vorangegangen Planänderungen in nicht-öffentlichen Verfahren 
wurde festgestellt, dass die mit vorliegendem Antrag dargestellten Änderungen nicht 
solche von unwesentlicher Bedeutung sind, sodass es gem. § 76 Abs. 1 VwVfG 
NRW eines Planfeststellungsverfahrens bedarf. 
 
Die Unterlagen zur Planänderung, einschließlich der Unterlagen für die Umweltver-
träglichkeitsuntersuchung, sind öffentlich auszulegen. Die Öffentlichkeit erhält 
dadurch Gelegenheit, zu den geplanten Änderungen Stellung zu nehmen. Durch die 
Auslegung der Unterlagen zur Planänderung erfolgt gleichzeitig die Anhörung der 
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Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 9 Abs. 1 UVPG in 
Verbindung mit § 73 Abs. 3, 4 bis 7 VwVfG NRW. 
 
Für das Verfahren besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung gemäß § 3b UVPG.  
 
Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen werden Grundstücke innerhalb des Gemeinde-/Stadtgebietes 
beansprucht. 
 
Die Unterlagen zur Planänderung (Beschreibungen, Nachweise und Zeichnungen), 
aus denen sich Art und Umfang der beabsichtigten Änderung sowie die Umweltaus-
wirkungen (Unterlagen gemäß § 6 UVPG) ergeben, liegen gemäß § 73 Abs. 3 bis 5 
VwVfG NRW für die Dauer eines Monats in der Zeit 
 

vom 22.08.2012 bis 21.09.2012 einschließlich 
 
während der Dienststunden (montags bis donnerstags von 9.00 bis 12.00 Uhr und 
von 13.30 bis 16.00 Uhr und freitags von 9.00 bis 12.00 Uhr) im Planungsamt der 
Stadt Erkrath, Verwaltungsstelle Hochdahl, Schimmelbuschstraße 11 - 13, Zimmer 
300 zu Jedermanns Einsicht aus. 
 
Die Unterlagen zur Planänderung liegen im gleichen Zeitraum in allen betroffenen 
Kommunen (Köln, Monheim am Rhein, Langenfeld, Solingen, Hilden, Erkrath, Düs-
seldorf, Ratingen, Mülheim an der Ruhr, Duisburg, Krefeld) zur Einsichtnahme aus. 
Die Auslegung wird durch die jeweilige Kommune vorher ortsüblich bekannt ge-
macht. 
 
Die Planunterlagen enthalten aus Gründen des Datenschutzes keine Einzelangaben 
über persönliche oder sachliche Verhältnisse bestimmter oder bestimmbarer natürli-
cher Personen; Name und Anschrift der Eigentümer der betroffenen Grundstücke 
werden beispielsweise nicht genannt. In den Planunterlagen werden die betroffenen 
Grundstücke nur mit Katasterangaben bezeichnet. 
 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis spätestens 
zwei Wochen nach dem Ende der Auslegungsfrist, d.h. bis einschließlich 

05.10.2012, schriftlich oder zur Niederschrift bei der/den o.g. Auslegungsstelle(n) 
oder bei der Bezirksregierung Düsseldorf, - Dezernat 54 -, Cecilienallee 2 in 40474 

Düsseldorf (unter Angabe des Aktenzeichens: 54.08.01.02) Einwendungen erhe-
ben.  
 
Die Einwendungen sollen eingehend begründet sein, betroffene Rechtsgüter be-
zeichnen und befürchtete Beeinträchtigungen benennen. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind gem. § 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW alle Ein-
wendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-
hen. Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung setzt voraus, dass aus der Ein-
wendung zumindest der geltend gemachte Belang und die Art der Beeinträchtigung 
hervorgehen, die Einwendung unterschrieben und mit einem lesbaren Namen und 
Anschrift versehen ist. Einwendungen ohne diesen Mindestgehalt sind unbeachtlich. 
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Die Bezirksregierung Düsseldorf bietet die Möglichkeit an, Einwendungen in rechts-
verbindlicher elektronischer Form gemäß § 3a VwVfG NRW über das Elektronische 
Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) zu senden. Eine einfache Mail erfüllt 
diese Anforderungen nicht und bleibt daher unberücksichtigt. 
 
Wegen der diesbezüglichen Zugangsvoraussetzungen wird auf die Internetveröffent-
lichung unter http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/EGVP.html verwiesen.  
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeich-
net oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichför-
mige Eingaben), gilt für das Verfahren derjenige Unterzeichner als der Vertreter der 
übrigen Unterzeichner, der darin mit seinem Namen, seinem Beruf und seiner An-
schrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner bezeichnet ist, soweit er nicht von 
ihnen als Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur eine (einzelne) na-
türliche Person sein (vgl. § 17 Abs. 1 VwVfG NRW).  
 
Gleichförmige Eingaben, die die vorgenannten Angaben (Bezeichnung eines Vertre-
ters) nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthal-
ten, oder deren Vertreter nicht eine natürliche Person ist, können unberücksichtigt 
bleiben. Hierüber entscheidet die Planfeststellungsbehörde nach pflichtgemäßem 
Ermessen. Ferner werden gleichförmige Eingaben insoweit unberücksichtigt bleiben, 
als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben 
haben (vgl. § 17 Abs. 2 VwVfG NRW). 
 
Rechtzeitig erhobene Einwendungen gegen den Plan werden in einem gesonderten 
Termin mündlich erörtert (Erörterungstermin).  
 
Diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen 
Eingaben der Vertreter, werden von dem Erörterungstermin gesondert benachrich-
tigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffent-
liche Bekanntmachung ersetzt werden. Der Einwender/ die Einwenderin kann sich im 
Erörterungstermin durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Die Bevollmächti-
gung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhö-
rungsbehörde zu geben ist. 
 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in einem Erörterungstermin kann auch ohne ihn 
verhandelt werden. 
 
Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen, Teilnah-
me am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht 
erstattet. 
 
Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht im Planänderungsverfahren dem 
Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in 
einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt. 
 
Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die 
Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfest-
stellungsbeschluss) an die Einwender kann durch öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 
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Düsseldorf, den 05.07.2012 
 

Bezirksregierung Düsseldorf 

 
- 54.08.01.02 – 
 
Im Auftrag 
gez. Sindram 
 
 

*** 
 

____________________________________________________________________ 



17. Jahrgang Stadt Erkrath, Amtsblatt 15.08.2012 Nr. 15 

6 
 

Sitzungstermine 

 

August/September 2012 

 

Ausschuss für Stadtentwick-
lung und Wirtschaftsförderung 

Donnerstag 23.08.2012 17:00 
Versammlungsraum 3, 
Bürgerhaus Hochdahl, 
Sedentaler Str. 105 – 107 

Ausschuss für Planung, 
Umwelt und Verkehr 

Dienstag 28.08.2012 17:30 
Versammlungsraum 3, 
Bürgerhaus Hochdahl, 
Sedentaler Str. 105 – 107 

Fortsetzung der Sitzung Donnerstag 30.08.2012 17:00 
Großer Sitzungssaal, 
Rathaus, Bahnstr. 16 

Haupt- und Finanzausschuss Dienstag 04.09.2012 17:00 
Großer Sitzungssaal, 
Rathaus, Bahnstr. 16 

Unterausschuss für 
Feuerwehrangelegenheiten 

Montag 10.09.2012 16:30 
Großer Sitzungssaal, 
Rathaus, Bahnstr. 16 

Jugendhilfeausschuss Dienstag 11.09.2012 17:00 
Großer Sitzungssaal, 
Rathaus, Bahnstr. 16 

Rat Donnerstag 13.09.2012 17:00 
Stadthalle Erkrath, 
Neanderstr. 58 

Ausschuss für Stadtentwick-
lung und Wirtschaftsförderung 

Donnerstag 20.09.2012 17:00 
Großer Sitzungssaal, 
Rathaus, Bahnstr. 16 

Ausschuss für Planung, 
Umwelt und Verkehr 

Dienstag 25.09.2012 17:00 
Großer Sitzungssaal, 
Rathaus, Bahnstr. 16 
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